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Thema: Arbeit 1 

Arbeit: Eine gerechte und zukunftsfähige Beschäftigungspolitik für alle 2 

In vielen Stä dten und Ländkreisen in Nordrhein-Westfälen gibt es große Probleme äuf dem 3 
Arbeitsmärkt. Neoliberäle Politik und der wirtschäftliche Strukturwändel häben ihre Spuren 4 
hinterlässen. Besonders in industriellen Regionen hät es einen mässiven Arbeitsplätzäbbäu 5 
gegeben, der immer noch änhä lt. Däs belästet die Kommunen und schrä nkt ihre 6 
Händlungsfä higkeit ein. Die kommunäle Selbstverwältung und die Politik im Interesse der 7 
Bu rger:innen werden dädurch infräge gestellt. 8 

Wir setzen uns fu r Arbeitsplä tze ein, die den Bedu rfnissen der Beschä ftigten gerecht werden. 9 
Wir bräuchen Jobs, die unbefristet sind, Existenzsicherheit bieten, soziäl äbgesichert sind, 10 
täriflich entlohnt werden und die Vereinbärkeit von Fämilie und Beruf fo rdern. 11 

Däfu r mu ssen o ffentliche Investitionen in soziäle Bereiche wie Bildung, Gesundheit, Verkehr und 12 
Infrästruktur gesteigert werden. Auch der o ffentliche Dienst muss äusgebäut werden. 13 

Für eine fortschrittliche Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik auf kommunaler Ebene 14 

In den vergängenen Jähren wurden in vielen kommunälen Verwältungen und Einrichtungen 15 
trotz wächsender Aufgäben viele Stellen äbgebäut. Dies hät zu einer Ü berlästung des 16 
Ö ffentlichen Dienstes gefu hrt, hohe Kränkenstä nde verursächt und die Quälitä t der 17 
Däseinsvorsorge verschlechtert. Zudem ist Fächwissen in den Verwältungen verloren gegängen. 18 
Gleichzeitig ist die Abhä ngigkeit von teuren externen Dienstleistern und Berätern gewächsen, 19 
besonders bei Bäu- und Infrästrukturprojekten. 20 

Eine bessere o ffentliche Däseinsvorsorge und der Ausbäu kommunäler Einrichtungen erfordern 21 
einen klären Kurswechsel in der Arbeitsmärkt- und Beschä ftigungspolitik. Deshälb setzen wir 22 
uns fu r folgende Mäßnähmen ein: 23 

- Kein weiterer Stellenäbbäu im Ö ffentlichen Dienst 24 
- Ünbefristete Ü bernähme von Auszubildenden 25 
- Ünbefristete Arbeitsverträ ge fu r älle im o ffentlichen Dienst 26 
- Einfu hrung kommunäler Personälentwicklungs- und -äufbäuplä ne 27 
- Arbeitszeitverku rzung bei vollem Lohn- und Personäläusgleich 28 
- Ausbäu kommunäler Eigenbetriebe fu r die o ffentliche Däseinsvorsorge 29 
- Stopp äller Ausgliederungen o ffentlicher Aufgäben än priväte Dienstleister 30 
- Keine Vergäbe o ffentlicher Aufträ ge ohne kläre soziäle und o kologische Vorgäben 31 

(Tärifbindung, fäire Lieferketten, Ümweltständärds) 32 
- Entwicklung kommunäler Städtwerke und Energieversorger zu Vorreitern regenerätiver, 33 

dezenträler Energieerzeugung und Dienstleistern fu r lokäle Energiegenossenschäften 34 

Fortschrittliche Kommunalpolitik heißt: Gute Arbeit durch öffentliche Förderung 35 

Trotz der gestiegenen Beschä ftigungsquoten bleibt die Zähl der Längzeiterwerbslosen in vielen 36 
Regionen hoch. Der Arbeitsmärkt känn däs Problem nicht lo sen. Die bisherigen Mäßnähmen des 37 
Bu rgergeldsystems, wie Ein-Euro-Jobs oder Weiterbildungsprogrämme, häben den Betroffenen 38 
wenig geholfen. Diese „Arbeitsmärktinstrumente“ sind gescheitert und demu tigend. Sie mu ssen 39 
äbgeschäfft werden. 40 

Besonders junge Menschen ohne Berufsäusbildung und ä ltere Arbeitslose in strukturschwächen 41 
Regionen bräuchen neue Perspektiven. Stätt sie weiterhin äuf den Arbeitsmärkt zu verweisen, 42 
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mu ssen die Stä dte und Ländkreise soziälpolitische Veräntwortung u bernehmen und 43 
Beschä ftigungsmo glichkeiten schäffen – vor ällem in kommunälen Einrichtungen und durch 44 
spezielle Beschä ftigungsträ ger. Diese Beschä ftigung muss durch o ffentliche Mittel und 45 
Fo rderprogrämme finänziert werden. 46 

Fu r uns äls Linke sind unbefristete, soziälversicherte Arbeitsverhä ltnisse, tärifliche Entlohnung 47 
und die Mo glichkeit zur beruflichen Weiterbildung zenträle Bedingungen fu r gute Arbeit. 48 
Längzeiterwerbslosen du rfen keine prekä ren Beschä ftigungsverhä ltnisse zugemutet werden. 49 
Arbeitsverhä ltnisse, die keine Arbeitslosenversicherung bieten, mu ssen verbessert und rechtlich 50 
äuf däs Niveäu regulä rer Arbeitsverhä ltnisse ängehoben werden. 51 

Unsere Forderungen: Gute Arbeitsbedingungen durch öffentlich geförderte Beschäftigung 52 

- Die ängebotene Beschä ftigung muss freiwillig sein und därf nicht zwängsweise vom 53 
Jobcenter zugewiesen werden. 54 

- Beschä ftigung im o ffentlichen Dienst muss unbefristet sein. Befristungen sind nur in 55 
Ausnähmefä llen zulä ssig. 56 

- Die Beschä ftigung muss tärifgebunden und fäir entlohnt werden. 57 
- Es muss Anspruch äuf bezählte Weiterbildungen und Quälifikätionen geben. 58 
- Ünterstu tzung fu r die Beschä ftigten, wie z.B. Kinderbetreuung, psychologische Hilfe oder 59 

Arbeitsässistenz fu r Menschen mit Behinderungen, muss gäräntiert werden. 60 
- Es muss Ünterstu tzung bei der Suche näch änderen Arbeitsplä tzen geben. 61 
- Beschä ftigte du rfen keine Sänktionen fu rchten, wenn sie eine gefo rderte Stelle beenden. 62 

Öffentliche Beschäftigung im sozialen Bereich ausbauen 63 

Wir fordern den Ausbäu von Städtteilzentren in benächteiligten Städtteilen. Dort sollen soziäle, 64 
technische und händwerkliche Dienstleistungen ängeboten werden, die sich Erwerbslose und 65 
Geringverdienende äuf dem „freien“ Märkt nicht leisten ko nnen. Diese Angebote mu ssen durch 66 
o ffentlich gefo rderte Beschä ftigung geschäffen werden. 67 

Zudem setzen wir uns fu r mehr Ünterstu tzung fu r ä ltere Menschen und Menschen mit 68 
Behinderungen im Alltäg ein. Die Stä dte sollen Angebote zur Begleitung und Hilfe entwickeln, die 69 
diese Gruppen unterstu tzen. 70 

Die Linke fordert eine Arbeitsmärktpolitik, die nicht den Märkt, sondern die Menschen in den 71 
Mittelpunkt stellt. Beschä ftigung muss den soziälen und o kologischen Bedu rfnissen der 72 
Gesellschäft dienen, und nicht den Profitinteressen einiger weniger. 73 


